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(4) In allen Staats- und Wirtschaftsorganen,- sozia­
listischen Betrieben, Kombinaten und staatlichen Ein­
richtungen hat die Auswertung von Kritiken der Bür­
ger an der Arbeit oder dem Verhalten von Leitern 
oder verantwortlichen Mitarbeitern in Leitungskollek­
tiven, Kollegien oder Dienstbesprechungen zu erfolgen.

§ 9

(1) Die in den Eingaben enihaltenen Vorschläge, 
Hinweise, Anliegen und Beschwerden sowie das Er­
gebnis ihrer Überprüfung sind regelmäßig zu analy­
sieren und für die Leitungstätigkeit auszuwerten. Er­
fahrungen und Ergebnisse aus der Bearbeitung 'der 
Eingaben in den jeweils nachgeordneten Organen, so­
zialistischen Betrieben, Kombinaten und staatlichen 
Einrichtungen sind in die Auswertung mit einzube­
ziehen. Ergeben sich daraus auch Hinweise für andere 
Staats- und Wirtschaftsorgane, sozialistische Betriebe, 
Kombinate und staatliche Einrichtungen, sind diese zu 
unterrichten.

(2) In Ratssitzungen, Dienst- und Arbeitsbespre­
chungen ist im Zusammenhang mit der Beratung der 
zu behandelnden Probleme zum Inhalt der Eingaben 
und den Ergebnissen ihrer Bearbeitung Stellung zu 
nehmen.

§ 10

(1) Die örtlichen Volksvertretungen nehmen im Zu­
sammenhang mit der Beratung wichtiger Beschlüsse, 
insbesondere des ^Volkswirtschaftsplanes und des 
Haushaltsplanes, zum Inhalt und zur Bearbeitung der 
Eingaben durch die Räte Stellung und beantworten 
Fragen der Bürger.

(2) Die Räte informieren die Kommissionen der 
örtlichen Volksvertretungen regelmäßig über den In­
halt und die Bearbeitung der Eingaben und beraten 
mit ihnen, welche Aufgaben sich daraus im Zusam­
menhang mit der Durchführung der staatlichen Pläne 
ergeben und wie dabei die Mitarbeit der Bürger wei­
ter entwickelt wird.

(3) Die Kommissionen kontrollieren in den Fach­
organen des Rates und in den der Volksvertretung 
unterstellten Betrieben und Einrichtungen, daß die 
Bearbeitung der Eingaben entsprechend den Grund­
sätzen dieses Erlasses erfolgt.

(4) Die Räte berichten den Volksvertretungen jähr­
lich über Inhalt und Bearbeitung der Eingaben und 
die Verallgemeinerung der daraus. gewonnenen Er­
fahrungen.

(5) Die Leiter der Wirtschaftsorgane, der sozialisti­
schen Betriebe, Kombinate und staatlichen Einrichtun­
gen berichten bei Rechenschaftslegungen vor Bera- 
tungs- und Kontrollorganen, vor Belegschaftsversamm­
lungen und vor den übergeordneten Leitern über die 
Bearbeitung und Auswertung der Eingaben der Bür­
ger. Sie nehmen auch im Zusammenhang mit der 
Berichterstattung über solche Fragen, für die eine 
besondere Rechenschaftspflicht gegenüber den örtlichen 
Volksvertretungen und den Bürgern festgelegt ist, zu _ 
den Eingaben und den daraus' gezogenen Schlußfolge­
rungen Stellung.

§ H

(1) Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte 
wirken bei der Entscheidung über Eingaben, die die 
Ordnung und Sicherheit, Sauberkeit und Hygiene, die 
ständige Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen der Bürger, insbesondere die Arbeiterversor­
gung sowie die gesundheitliche, soziale und kulturelle 
Betreuung betreffen, mit den Wirtschaftsorganen, so­
zialistischen Betrieben und Kombinaten zusammen,

(2) Die örtlichen Volksvertretungen haben das Recht, 
die Leiter der sozialistischen Betriebe, Kombinate und 
staatlichen Einrichtungen, die ihnen nicht unterstellt 
sind, jedoch ihren Sitz auf dem Territorium haben, 
zur Berichterstattung über die Bearbeitung von Ein­
gaben gemäß Abs. 1 aufzufordern. Die zuständigen 
Leiter oder ein verantwortlicher Vertreter sind ver­
pflichtet, dieser Aufforderung nachzukommen. Die ört­
lichen Volksvertretungen können bei Verletzungen der 
Rechte der Bürger Auflagen entsprechend den Rechts­
vorschriften erteilen.

§ 12

(1) Die Entscheidungen über Eingaben sind

a) von den zentralen Staatsorganen und Vereinigun­
gen Volkseigener Betriebe

innerhalb von 20 Arbeitstagen

b) von den Staats- und Wirtschaftsorganen in den 
Bezirken, Kreisen, Städten, Stadtbezirken und 
Gemeinden sowie den sozialistischen Betrieben, 
Kombinaten und staatlichen Einrichtungen

innerhalb von 15 Arbeitstagen

nach ihrem Eingang zu treffen und dem Bürger mit­
zuteilen.

(2) Fristüberschreitungen dürfen nur, in Ausnahme­
fällen erfolgen. Sie sind termingemäß durch Zwischen­
bescheide bis zur endgültigen Entscheidung zu be­
gründen.

(3) Werden Eingaben an die sachlich zuständigen 
Staats- oder Wirtschaftsorgane, sozialistischen Betriebe, 
Kombinate oder staatlichen Einrichtungen weitergelei­
tet, sind die Einsender umgehend darüber zu unter­
richten.

A b s c h n i t t  III 
Durchführung von Sprechstunden

§ 13 -

Um den Bürgern Gelegenheit zu geben, ihre Vor­
schläge, Hinweise, Anliegen oder Beschwerden den 
Leitern der Staatsorgane persönlich vortragen zu kön­
nen, sind von den Räten der Gemeinden, Stadtbezirke, 
Städte, Kreise, Bezirke sowie von den zentralen 
Staatsorganen neben den allgemeinen Öffnungszeiten 
besondere Sprechstunden durchzuführen.

§ 14

(1) Die Sprechstunden sind:
a) beim Slaalsrat der Deutschen Demokratischen 

Republik
Dienstag von 9.00 bis 18.00 Uhr
Mittwoch bis Freilag von 9.00 bis 17.00 Uhr


